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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1, Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Seefeld erteilen, welche Kriterien für jene Lehrkräfte 

(SPD) erforderlich sind, die an die Europäischen 

Schulen entsandt werden, und welche Vorbe- 
reitungen in den Bundesländern für diese Leh- 
rer getroffen werden? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 22. August 1974 

Von den Lehrkräften für die Europäischen Schulen werden zu- 
nächst die gleichen Voraussetzungen gefordert, wie für Lehr- 
kräfte, die an eine von der Bundesrepublik Deutschland im Aus- 
land geförderte Schule vermittelt werden. Dies sind 

— mindestens zweijährige Bewährung im innerdeutschen Schul- 
dienst, 

— gute Qualifikation in fachlicher und pädagogischer Hinsicht, 

— wo erforderlich, sollten noch Kenntnisse der Sprache des 
Gastlandes hinzukommen, 

— soweit diese Sprachkenntnisse nicht gegeben sind, wird der 
Lehrer verpflichtet, sie sich anzueignen. 

Bei den Lehrkräften für Europäische Schulen wird darauf geach- 
tet, daß französische Sprachkenntnisse vorhanden sind. 

Für eine von der Bundesrepublik Deutschland an Europäischen 
Schulen zu besetzende Stelle werden Unterlagen von 1 bis 3 Be- 
werbern — je nach fachabhängiger Mangellage — an den zu- 
ständigen deutschen Inspektor gegeben, der seinerseits eine 
Entscheidungsempfehlung trifft. 

In einigen Fällen müssen die Inspektoren auch versuchen, Bewer- 
bern nadi persönlicher Kenntnis und in direktem Kontakt zu 
finden und zu benennen. 

Letzten Endes ist es aber die Schule selbst, die bestimmt, wen 
sie eiristeilt. 

Eine systematische Vorbereitung der Lehrkräfte in Form von 
Lehrgängen findet durch die Bundesländer nicht statt; die Län- 
der betrachten dies auch nicht als ihre Aufgabe, sondern als 
Aufgabe des Bundes. 

Bei den Ländern erfolgt nach Möglichkeit eine Beratung der Lehr- 
kräfte vor ihrer Ausreise durch die Unterrichtsverwaltungen und 
die zuständigen deutschen Inspektoren für die Europäischen Schu- 
len. Es wird ferner versucht, die neuen Lehrkräfte mit einer aus 
dem europäischen Schuldienst zurückgekehrten Lehrkraft in Ver- 
bindung zu bringen. 

Die bessere Vorbereitung aller Auslandslehrer, nicht zuletzt im 
Fach „Deutsch als Fremdsprache“, ist seit langem ein besonderes 
Anliegen des Auswärtigen Amts. Da der Zentralstelle für das 
Auslandsschulwesen jedoch wegen des durch mehrere Jahre 
aufrechterhaltenen Verbots der Personalvermehrung bei Bundes- 
behörden nicht die erforderlichen Stellen zur Verfügung gestellt 
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werden konnten, ist bisher nur die Einbeziehung eines Bruchteils 
der zu entsendenden Lehrer in systematische Vorbereitungslehr- 
gänge möglich. Die an sich ebenfalls notwendige Verlängerung 
der Lehrgänge fand bisher noch nicht die Zustimmung aller 
Bundesländer, die ihrerseits ja die Lehrer freistellen müssen. 

2. Abgeordneter Haben nach Auffassung der Bundesregierung 
Dr. Czaja nur die Vier Mächte auf Deutschland als Gan- 

(CDU/CSÜ) zes bezogene Rechte und Verantwortlichkeiten 

oder hat solche auf Völker- und staatsrecht- 
licher Grundlage auch die Bundesrepublik 
Deutschland? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 20. August 1974 

Der Begriff „Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin 
und Deutschland als Ganzes" ist speziell in bezug auf die beson- 
dere Rechtsstellung der Vier Mächte entwickelt worden, wie sie 
sich aus der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches, 
der vollständigen Besetzung des deutschen Staatsgebietes und 
der Beseitigung der gesamten deutschen Regierungsgewalt ergab. 
Die Drei Mächte haben sich in Artikel 2 des Deutschlandvertrags 
vom 26. Mai 1952 / 23. Oktober 1954 der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber ausdrücklich die bisher von ihnen ausgeübten 
oder innegehabten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf 
Berlin und auf Deutschland als Ganzes einschließlich der Wieder- 
vereinigung Deutschlands und einer friedensvertraglichen Rege- 
lung Vorbehalten, Dies ändert nichts daran, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland gemäß Artikel 1 Abs. 2 des Deutschlandver- 
trags die volle Macht eines souveränen Staates über ihre inneren 
und äußeren Angelegenheiten erlangt hat. Soweit die Bundes- 
republik Deutschland ihre Ziele in der nationalen Frage verfolgt, 
muß sie dabei den durch die Drei Mächte ausdrücklich vorbehal- 
tenen Viermächte-Rechten Rechnung tragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Werden sich die Vertreter der Bundesregie- 
rung in den verschiedenen Organen der ARD 
und des ZDF sowie der Rundfunkanstalten 
dafür einsetzen, daß nicht nur zu den Fuß- 
ballweltmeisterschaften für Schichtarbeiter 
Wiederholungsprogramme vorgesehen wer- 
den, sondern in Zukunft ein Verfahren gesucht 
wird, das es denjenigen, die abends und nachts 
arbeiten müssen, ermöglicht, wichtige Fern- 
seh- und Rundfunkprogramme in Wieder- 
holungssendungen zu sehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkop! 
vom 24. Juli 1974 

Vertreter des Bundes gehören nur den Aufsichtsgremien des 
Zweiten Deutschen Fernsehens und der Bundesrundfunkanstalten 
Deutsche Welle und Deutschlandfunk an, die zudem ein Hörfunk- 
programm mit fest umrissener Zielsetzung ausstrahlen. 


3. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 
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Für ein Tätigwerden im Sinne Ihrer Anfrage kommen daher im 
wesentlichen nur die vom Bund entsandten Mitglieder des Fern- 
seh- und Verwaltungsrates des ZDF in Betracht. Diese Mitglieder 
sind jedoch — ebenso wie alle Mitglieder in den Aufsichtsgre- 
mien der Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land — an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Ich werde 
aber die vom Bund entsandten Vertreter in den Aufsichtsgre- 
mien des ZDF über Ihre Anregung unterrichten. 

Die Bundesregierung hat auch keine andere Möglichkeit, im Sinne 
Ihrer Anfrage tätig zu werden; denn abgesehen davon, daß bis 
auf die Deutsche Welle und den Deutschlandfunk alle Rundfunk- 
und Fernsehanstalten in der Bundesrepublik Deutschland Länder- 
anstalten sind, ist zu beachten, daß die Programmgestaltung der 
Rundfunkanstalten unabhängig vom Staat erfolgt und nur der 
Kontrolle der Aufsichtsgremien unterliegt. Die zuständigen Gre- 
mien der Rundfunkanstalten haben daher allein zu prüfen und 
zu entscheiden, ob und gegebenenfalls welche Sendungen wieder- 
holt werden. 


4. Abgeordneter Haben die Gespräche der Bundesregierung 
Dr. Gölter mit den französischen Behörden bezüglich 

(CDU/CSU) einer gemeinsamen Planung von Kernkraft- 

werken entlang des Rheins Ergebnisse ge- 
bracht, die über die Aussagen hinausgehen, 
die die Bundesregierung in der Antwort vom 
22. Mai 1974 auf meine Fragen vom 17. Mai 
1974 (Drucksache 7/2118) gemacht hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. Juli 1974 

Am 20./21. Mai 1974 fand in Stuttgart im Rahmen der bestehenden 
Kontakte ein Gespräch zwischen Vertretern der französischen 
atomrechtlichen Genehmigungsbehörde und Vertretern des Bun- 
desinnenministeriums sowie Vertretern der atomrechtlichen Ge- 
nehmigungsbehörden des Landes Baden-Württemberg und deren 
technischen Sachverständigen statt. 

Ein Gesprächspunkt war die Standortwahl für Kernkraftwerke. 

Es wurde die Bildung einer Arbeitsgruppe beschlossen, welche 
die wesentlichen Gesichtspunkte und Beurteilungsmaßstäbe aus 
sicherheitstechnischer Sicht für die Standortwahl in Frankreich 
und in der Bundesrepublik Deutschland erörtern soll. Hier bietet 
sich erstmalig die Möglichkeit, Besonderheiten von Standorten in 
grenznahen Gebieten in bilateralen Gesprächen zu erörtern und 
zu einer Angleichung der Anforderungen an die Eigenschaften 
der Standorte zu gelangen. 

Bei allem Erfolg, den ich von der Tätigkeit der Arbeitsgruppe er- 
warte, kann jedoch noch nicht in kurzer Zeit eine gemeinsame 
deutsch-französische Planung zur Errichtung von Kernkraftwer- 
ken in den beiderseitigen grenznahen Gebieten erwartet werden. 

Die deutsch-französische Arbeitsgruppe wird ihre Tätigkeit nach 
der Sommerpause aufnehmen. In der für Dezember 1974 vorge- 
sehenen Vollsitzung der deutsch-französischen Gesprächsrunde 
wird über die bis dahin erzielten Ergebnisse beraten werden. 
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5. Abgeordneter 
Sdiinzel 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß im Gegensatz zu Beamten des mitt- 
leren Dienstes, Angestellte, die eine gleich- 
artige Tätigkeit ausüben, die Möglichkeit ha- 
ben, ohne zusätzliche Prüfung Eingangsstufen 
des gehobenen Dienstes zu besetzen? 


6. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, für die Beamten 
des mittleren Dienstes im Sinne der Chancen- 
gleichheit die Möglichkeit zu schaffen, die 
Eingangsstufen des gehobenen Dienstes ohne 
Zusatzprüfung zu besetzen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

1. Der in der Frage aufgezeigte Unterschied ist eine Folge des 
im Beamtenrecht geltenden Laufbahn- und Laufbahngruppen- 
prinzips. Den Beamten des mittleren Dienstes kann ein Amt der 
jeweils nächsthöheren Laufbahn nur dann verliehen werden, 
wenn sie solche umfassenden beruflichen Kenntnisse und Fähig- 
keiten besitzen, daß sie grundsätzlich alle zu der neuen Lauf- 
bahn gehörenden Funktionen und Ämter wahrnehmen können. 

Diese Befähigung ist durch Ablegung der Aufstiegsprüfung, in 
besonderen Fällen in einem Feststellungsverfahren vor dem Bun- 
despersonalausschuß nachzuweisen. Die breit angelegte Ausbil- 
dung gewährleistet die vielseitige Verwendbarkeit der Beamten; 
sie führt im Vergleich zu den Arbeitnehmern des öffentlichen 
Dienstes in der Regel auch zu besseren beruflichen Entwicklungs- 
chancen. Einstellung und Höherstufung der Angestellten richten 
sich dagegen allein nach den Tätigkeitsmerkmalen des einzelnen 
Dienstpostens; die Beschränkung auf bestimmte Einzelfunktionen 
macht eine breite Ausbildung und einen dementsprechenden 
Befähigungsnachweis entbehrlich. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß Beamte des mittleren 
Dienstes ohne zusätzlichen Befähigungserwerb das Verzahnungs- 
amt ihrer Laufbahn erreichen können, das mit dem Eingangsamt 
für den gehobenen Dienst gleichbewertet ist. 

2. Die Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts hat vorgeschlagen, das bisherige Laufbahngruppen- 
prinzip durch ein System von Funktionsgruppen zu ersetzen. Den 
Bediensteten der nächstniedrigeren Funktionsgruppe sollen dem- 
nach generell solche Dienstposten des nächsthöheren Funktions- 
bereichs offen stehen, deren Wahrnehmung nach dem Ergebnis 
konkreter Einzelprüfung keine umfassende höherqualifizierende 
Ausbildung erfordert. Diese Anregung bleibt in die weiteren 
Untersucdiungen zur Neugestaltung des Öffentlichen Dienstrechts 
eingeschlossen. 


7. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Treffen Pressemitteilungen zu, wonach auf der 
in der unmittelbaren Nähe des Kernkraftwer- 
kes Obrigheim gelegenen Müllkippe der Ge- 
meinde Obrigheim am 5. Juli 1974 hochradio- 
aktives Material gefunden wurde, das nach 
Angabe der Polizei Mosbach nach wissen- 
schaftlichen Untersuchungen noch nach der Um- 
hüllung mit einem Bleimantel eine iSOmal 
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höhere radioaktive Strahlungsintensität besit- 
zen soll als die maximal zulässigen Strahlen- 
sdiutzvorschriften für Arbeitsplätze im Kern- 
forschungslabor erlaubt, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um eine 
solche unverantwortliche Gefährdung der Be- 
völkerung zukünftig auszuschließen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Auf der Müllkippe in der Nähe des Kernkraftwerkes Obrigheim 
wurden am 5. Juli 1974 radioaktive Kügelchen gefunden, die ii^ 
einem Plastikbeutel verschweißt waren. Die Analyse der Landes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Immissions- und 
Strahlenschutz Karlsruhe (LAK) ergab, daß es sich höchstwahr- 
scheinlich um lonenaustauscherharze aus dem Kernkraftwerk 
Obrigheim handelt, die als radioaktive Abfallstoffe für eine End- 
lagerung im Salzbergwerk ASSE bestimmt waren. 

Da noch nicht endgültig geklärt ist, wie der Plastikbeutel auf die 
Müllkippe gekommen ist, läßt sich noch nicht sagen, welche 
Schlußfolgerungen aus dem Vorfall zu ziehen sind. Unabhängig 
davon werden im Zuge der Neufassung der Strahlenschutzver- 
ordnung Überlegungen angestellt, die bisher bestehenden und 
primär der strahlenschutz-technischen Sicherheit dienenden Vor- 
. Schriften durch solche zu ergänzen, die der Sicherung gegen vor- 
sätzliche Entwendung und Mißbrauch, ähnlich wie bei Kern- 
brennstoffen, dienen sollen. Außerdem habe ich mich durch die 
Häufung besonderer Vorkommnisse bei der Behandlung und Be- 
seitigung radioakiver Abfälle veranlaßt gesehen, die für den 
Strahlenschutz zuständigen Landesbehörden zur strengsten Be- 
achtung aller einschlägigen Vorschriften anzuhalten, um Strahlen- 
schädigungen zu vermeiden. 

Zum Gefährdungspotential des Falles selbst ist folgendes fest- 
zustellen. Die Gesamtaktivität betrug etwa 3 bis 4 Millicurie 
(mCi), die Gesamtmasse etwa 10 Gramm; dies entspricht einer 
mittleren Aktivitätskonzentration von etwa 350 Mikrocurie pro 
Gramm. Stoffe dieser Konzentration werden nicht als „hochradio- 
aktiv'', sondern als „mittelaktiv" klassifiziert. 

Für beruflich strahlenexponierte Personen — also auch an Ar- 
beitsplätzen in Isotopenlaboratorien — ist gern. § 25 Abs. 2 der 
Ersten Strahlenschutzverordnung eine mittlere Strahlungsinten- 
sität bis zu 2,5 Millirem pi^o Stunde für die Ganzkörperbestrah- 
lung und gern. § 27 Abs. 1 der Ersten Strahlenschutzverordnung 
eine Strahlungsintensität bis zu 30 Millirem pro Stunde für die 
Teilkörperbestrahlung zulässig. Bei Zugrundelegung der von der 
Landesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Immissions- 
und. Strahlensdiutz, Karlsruhe, an der Oberfläche des Bleibehäl- 
ters gemessenen Strahlungsintensität von ca. 10 Milliröntgen *) 
pro Stunde konnten diese Grenzwerte weder für die Teilkörper- 
noch für die Ganzkörperbestrahlung erreicht worden, da eine 
nahezu punktförmig lokalisierte Strahlungsintensität von 10 Mil- 
liröntgen pro Stunde nicht zu einer Bestrahlung des gesamten 
menschlidien Körpers mit mindestens 2,5 Millirem pro Stunde 
führen kann. 


•) In der Praxis können die Einheiten Milliröntgen und Millirem für 
die hier aufgetretene Gammastrahlung gleichgesetzt werden. 
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Die gemäß § 29 Abs. 4 der Ersten Strahlungschutzverordnung 
höchstzulässige Jahresdosis von 500 Millirem würde unter der 
pessimistischen Annahme eines Abstandes von 1 Meter zwischen 
der nicht abgeschirmten Quelle und einer Einzelperson auf Grund 
der von der Landesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, 
Immissions- und Strahlenschutz, Karlsruhe, hierfür gemessenen 
Dosisleistung von 2,5 bis 3 Milliröntgen pro Stunde erst nach 
etwa 200 Stunden erreicht. 

« 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß von einer wirklichen 
Gefährdung der Bevölkerung nicht gesprochen werden kann, 
obwohl Vorschriften der Strahlenschutzverordnung verletzt wor- 
den sind. 

Auf Wunsch des Innenausschusses anläßlich seiner Sondersitzung 
am 10. Juli 1974 werde ich diesem im September 1974 unter an- 
derem eine umfangreiche Darstellung zur Sicherung des Umgangs 
mit radioaktiven Stoffen vorlegen. 


8. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


In welcher Weise vermag die Bundesregierung 
dahin zu wirken, daß die Spätaussiedler ohne 
Verzug ihre gewaltsam polonisierten Vor- und 
auch Zunamen wieder in der überlieferten 
deutschen Form gebrauchen können, was be- 
deuten müßte, daß dies ohne jede lange büro- 
kratische Erschwernis zu geschehen hätte? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 


Mit den berechtigten Wünschen deutscher Spätaussiedler be- 
fassen sich die von hier an die Herren Innenminister (Senatoren 
für Inneres) der Länder gerichteten Rundschreiben vom 21. Mai 
1971 und 20. Januar 1972. 

Während das erstgenannte Schreiben Ausführungen zur Schreib- 
weise von Namen und Ortsbezeichnungen bei der Ausstellung 
von Ausweispapieren an Spätaussiedler sowie bei ihrer Erfas- 
sung in amtlichen Unterlagen enthält, hat mein Amtsvorgänger in 
dem Schreiben vom 20. Januar 1972 eingehend zur Frage der 
Änderung von Vornamen deutscher Aussiedler Stellung genom- 
men. Abdrucke der genannten Schreiben sind Ihnen — in Ihrer 
Eigenschaft als Bundesvorsitzender der Landsmannschaft Schle- 
sien — am 26. Januar 1972 übersandt worden. 

Die Länder, von denen die Vorschriften über das Paß- und Aus- 
weiswesen und über die Namensänderung nach Artikel 83 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland als eigene 
Angelegenheit ausgeführt werden, haben ihre nachge ordneten 
Behörden im Sinne der genannten Rundschreiben unterrichtet. 

Sollte Ihrer Frage ein Einzelfall zugrundeliegen, der bisher nicht 
befriedigend gelöst werden konnte, so bin ich gerne bereit, ihn 
der zuständigen obersten Landesbehörde mitzuteilen. Ich wäre 
Ihnen in diesem Fall für nähere Angaben dankbar. 
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9. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Bundestag den 
Dr. Jobst Entwurf einer Änderung des Personenstands- 

(CDU/CSU) gesetzes vorlegen, wodurch die großen Härten 

und Nachteile behoben werden, die nach einer 
Geschlechtsumwandlung für die Betroffenen 
entstehen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Die besondere Problematik genitalkorrigierender Operationen 
bei Transsexuellen und Transvestiten ist im Hinblick auf den 
Beschluß des Bundesgerichtshofes vom 21. September 1971 (NJW 
1972 S. 330 ff.) in der 177. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 15. März 1972 bei der Beantwortung der Frage 33 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Arndt eingehend erörtert worden; ich weise 
hierzu auf S. 10270 des Stenographischen Berichts über diese 
Sitzung hin. 

Da in dem Fall, den die Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
zum Gegenstand hat, Verfassungsbeschwerde eingelegt worden 
ist, hält es die Bundesregierung für angezeigt, zunächst den 
Spruch des Bundesverfassungsgerichts abzuwarten. 


10. Abgeordneter Welche Modellvorhaben der Müllbeseitigung 
Biechele als Recycling- Anlagen werden von der Bun- 

(CDU/CSU) desregierung finanziell gefördert, wie hoch 

sind die finanziellen Zuschüsse, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung diese Vorhaben? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Von der Bundesregierung wird zur Zeit ein Modellvorhaben in 
Bremerhaven zur Errichtung einer zentralen Anlage zur Müll- 
verbrennung und Müllverwertung finanziell gefördert. Hierfür 
sind Mittel in Höhe von 5 Millionen DM im Rahmen des einmali- 
gen Sonderprogramms — Teil B — .der Bundesregierung vom 
6. Februar 1974 für Gebiete mit speziellen Strukturproblemen 
veranschlagt worden. 

Im Rahmen des Abfallwirtschaftsprogramms der Bundesregie- 
rung, das zur Zeit ausgearbeitet wird, laufen auch Untersuchun- 
gen, ob und gegebenenfalls welche Modellvorhaben der Abfall- 
wirtschaft zu errichten und zu fördern sind. Eine allgemeine Be- 
urteilung solcher Vorhaben ist daher unter Berücksichtigung der 
Haushaltslage erst nach Abschluß der Arbeiten zum Abfallwirt- 
schaftsprogramm möglich, das wird voraussichtlich im Frühjahr 
1975 der Fall sein. 


11. Abgeordneter Gibt es konkrete Vorstellungen darüber, wie 
Biechele sich der Trinkwasserbedarf aus dem Bodensee 

(CDU/CSU) für die Bodensee- Anliegerstaaten für die näch- 

sten Jahre entwickelt, und welche unbedingt 
notwendigen Vorstellungen und Regelungen 
müßte dieser dringend erforderliche Wasser- 
nutzungsplan des Bodensees enthalten? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 29. August 1974 

Aus dem Bodensee entnehmen nur die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die Schweiz Wasser für die Trinkwasserversorgung. 
Österreich nutzt bisher kein Bodenseewasser für Trinkwasser- 
zwecke, Die notwendige Abstimmung über die Wassernutzung 
des Bodensees und die verfahrensmäßige Abwicklung zwischen 
den Anliegerstaaten erfolgt auf der Grundlage des Übereinkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland, der Republik 
Österreich und der Schweiz über die Regelung von Wasserent- 
nahmen aus dem Bodensee vom 30. April 1966, das der Deutsche 
Bundestag am 6. September 1967 ratifiziert hat. 

In dem Übereinkommen der Bodensee-Anliegerstaaten vom 
30. April 1966 ist davon ausgegangen, daß die Anliegerstaaten 
sich über alle Wasserentnahmen aus dem Bodensee gegenseitig 
unterrichten (Artikel 6) und einander rechtzeitig Gelegenheit zur 
Stellungnahme geben, wenn die zuzulassende Entnahmemenge 
größer ist als die in Artikel 7 des Übereinkommens genannten 
Mengen. Die Erarbeitung eines Wassernutzungsplanes, der einer 
Reglementierung der Entnahmerechte für die Zukunft gleich- 
kommen würde, ist in dem verbindlichen Übereinkommen nicht 
vorgesehen. Nach unserer Auffassung könnte es jedoch auf län- 
gere Sicht daraus erforderlich werden, daß die Bodensee-An- 
liegerstaaten einen gemeinsamen Plan über die Wassernutzung 
des Bodensees erarbeiten. 

Für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz 
sind jeweils Wasserbedarfsprognosen bis zum Jahre 2000 er- 
stellt worden. Durch diese üntersuchungen sind konkrete Bedarfs- 
vorstellungen für die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung 
in beiden Ländern vorhanden. Noch nicht abgeschlossen sind die 
Überlegungen, aus welchen Wasservorräten, einschließlich des 
Bodensees, der zukünftige Bedarf gedeckt werden soll. Dies ist 
jedoch weniger ein Wassermengenproblem als vielmehr eine 
Frage der Technik und der Finanzen. Doch darüber lassen sich 
nach dem gegenwärigen Erkenntnisstand’ noch keine längerfristi- 
gen Festlegungen treffen. 


12. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 

(CDU/CSÜ) 


Ist es richtig, daß in einem Waldstück in der 
Nähe von Wolfgang bei Hanau, dicht an der 
hessisch-bayerischen Landesgrenze, sich eines 
der größten Plutoniumlager Westeuropas be- 
findet, dieses Material unter überaus harm- 
losen und lockeren Sicherungsbestimmungen 
aufbewahrt wird und bei einem etwaigen 
Flugzeugabsturz auf die Lagerstelle eine riesi- 
ge Katastrophe ausgelöst werden könnte? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Es trifft zu, daß sich in Wolfgang bei Hanau eines der größten 
Plutoniumlager Westeuropas befindet. 

Das Plutonium, das als wertvoller Kernbrennstoff beim Betrieb 
von Kernkraftwerken zwangsläufig anfällt, y^ird insbesondere 
der sachkundigen Behandlung wegen dort in einer Anlage zur 
Herstellung von Plutoniumbrennelementen für Reaktoren gela- 
gert. 
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Diese Plutoniumanlage liegt auf dem umzäunten Gelände einer 
Firma. Die Plutoniumanlage zusammen mit einigen anderen Ein- 
riditungen sind für sidi nochmals mit einem Zaun umgeben. Die 
umfangreichen Sicherungseinrichtungen einschließlich direkter 
Funkverbindung zur Polizei in Hanau sind unter maßgeblicher 
Beteiligung des hessischen Landeskriminalamtes und anderer 
Stellen geschaffen worden. Der ausreichende Schutz gegen Stör- 
maßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter ist nach dem 
Atomgesetz Voraussetzung für die Genehmigung einer solchen 
Anlage. 

Die Wahrscheinlichkeit für den Absturz eines Flugzeugs an die- 
ser Stelle ist extrem gering. Sie liegt bei etwa 1 in 10 Millionen 
Jahren. 

Abschätzungen der Auswirkungen eines Flugzeugabsturzes ha- 
ben ergeben, daß in solchen Fällen nur ein außerordentlich ge- 
ringer Teil des Plutoniums an die Atmosphäre freigesetzt würde 
und sich überdies in unmittelbarer Nähe wieder niederschlüge. 
Eine erhebliche Gefährdung außerhalb des Werksgeländes wäre 
somit nicht zu erwarten. Dennoch wird vorsorglich in Kürze mit 
dem Bau eines selbst gegen Flugzeugabsturz gesicherten Lager- 
bunkers begonnen. 


13. Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit bei den Bundesdienststellen die Pflicht- 
plätze für Schwerbeschädigte besetzt werden, 
und ist die Bundesregierung bereit, bei Stel- 
lenausschreibungen darauf zu drängen, daß 
unter sonst gleichen Umständen Schwerbeschä- 
digte bevorzugt werden? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Nach § 4 Abs. 1 und 3 des Schwerbindertengesetzes (SchwbG) 
in der Fassung vom 29. April 1974 (BGBl. I S. 1005) hat der Bund 
als Arbeitgeber der öffentlichen Hand auf wenigstens 6 vom 
Hundert der Arbeitsplätze Schwerbehinderte zu beschäftigen. 
Auf die Beachtung dieser und anderer unmittelbar aus dem 
Schwerbehindertengesetz sich ergebenden Pflichten wurden die 
obersten Bundesbehörden durch das Rundschreiben des Bundes- 
ministers des Innern vom 24. Juni 1974 hingewiesen. 

Die besonderen Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung 
von Beamtenstellen sind für Schwerbehinderte nach § 47 Abs. 1 
SchwbG so zu gestalten, daß die Einstellung und Beschäftigung 
Schwerbehinderter gefördert und ein angemessener Anteil 
Schwerbehinderter unter den Beamten erreicht wird. Hierzu ist 
auf § 1 1 der Verordnung über die Laufbahn der Bundesbeamten 
zu verweisen: 

— Die zuständige Behörde darf danach bei der Einstellung von 
Schwerbehinderten nur das Mindestmaß körperlicher Eignung 
für die betreffende Stelle verlangen. 

— Im Prüfungsverfahren sind für Schwerbehinderte die ihrer 
körperlichen Beeinträchtigung angemessenen Erleichterungen 
vorzusehen. 
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— Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter ist eine 
etwaige Minderung der Arbeits- und Verwendungsfähigkeit 
durch die Behinderung zu berücksichtigen. 

Auf diese Bestimmung weist das Rundschreiben des Bundes- 
ministers des Innern vom 29. Februar 1964 (GMBl. S. 14) an die 
obersten Bundesbehörden hin, das zur Zeit zur Anpassung an 
das Schwerbehindertengesetz überarbeitet wird. 

Zur Durchsetzung der vorgeschriebenen Beschäftigung Schwer- 
behinderter bei den Bundesdienststellen wird die für den öffent- 
lichen Bereich neue Regelung über die Entrichtung einer monat- 
lichen Ausgleidisabgabe für unbesetzte Pflichtplätze beitragen 
(§ 8 Abs. 1 und 7 SchwbG). 

§ 11 Abs. 1 SchwbG verpflichtet den Arbeitgeber, bei der Beset- 
zung freier Arbeitsplätze zu prüfen, ob Schwerbehinderte be- 
schäftigt werden können. Bewerbungen von Schwerbehinderten 
sind mit dem Vertrauensmann der Schwerbehinderten zu erörtern 
und mit seiner Stellungnahme dem Personalrat mitzuteilen. Die 
Fürsorgeerlasse der obersten Bundesbehörden treffen dazu er- 
gänzende Anweisungen. Inhaltlich entsprechen sie weitgehend 
dem Erlaß -über die „Fürsorge für Schwerbeschädigte im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers des Innern" vom 5. Dezem- 
ber 1971 (GMBl. 1972 S. 15). Dort wird u. a. bestimmt: 

„Die Behördenleiter und andere Steilen, die über die Einstellung 
und den Einsatz von Personal entscheiden, sind verpflichtet, bei 
der Besetzung freier Stellen sorgfältig zu prüfen, ob Schwerbe- 
schädigte berücksichtigt werden können. Diese Verpflichtung 
besteht in erhöhtem Maße, solange der Pflichtsatz nach § 3 
SchwbG noch nicht erfüllt ist. Sind freie Stellen für die Besetzung 
mit Schwerbeschädigten geeignet und liegen Bewerbungen von 
Schwerbeschädigten vor, so soll ihnen bei sonst gleicher Eignung 
der Vorzug vor nicht schwerbeschädigten Bewerbern gegeben 
werden." 


14. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Haushaltsplan- 
Pfeifer entwurf 1975 Mittel für Zuschüsse zur Finan- 

(CDU/CSU) zierung von Modeilvorhaben für die Entwick- 

lung neuer Methoden zur Wiedergewinnung 
von Rohstoffen und zur Herstellung von Fer- 
tigprodukten aus Müll- und Klärschlamm {Re- 
cyclingmodelle) vorsehen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Von der Bundesregierung sind wegen der Haushaltslage im 
Haushaltsplanentwurf 1975 noch keine besonderen Mittel für 
Zuschüsse zur Finanzierung von Modellvorhaben für Weiter- 
verwendung oder Weiterverwertung von Abfällen (Recycling- 
modelle) vorgesehen. 

Im Rahmen des Abfallwirtschaftsprogramms der Bundesregie- 
rung, das zur Zeit ausgearbeitet wird, ist auch die Frage zu 
prüfen, ob und gegebenenfalls welche Modellanlagen zu errich- 
ten und zu fördern sind, über diese Frage kann erst nach Vor- 
liegen dieses Programms — voraussichtlich im Frühjahr 1975 — 
entschieden werden. Soweit es sich um die Entwicklung neuer 
Methoden auf diesem speziellen Gebiet der Abfallwirtschaft 
handelt, können dafür vorgesehene Forschungsmittel eingesetzt 
werden. 
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15. Abgeordneter 
Vehar 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit — angesichts 
der Tatsache, daß die Aufgabe des Rettungs- 
dienstes längst über den Bereich der Lebens- 
rettung bei Verkehrsunfällen hinausgewachsen 
ist und den weit umfangreicheren Bereich der 
Notfallrettung allgemein umfaßt — ^ über die 
aus dem Verkehrshaushalt zur Verfügung 
stehenden Mittel hinaus auch aus anderen 
betroffenen Ressorts Mittel bereitzustellen, um 
das angestrebte Ziel einer umfassenden Not- 
fallrettung baldigst zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 27. August 1974 

Ihre Fragen beantworte ich im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern der Finanzen, für Jugend, Familie und Gesundheit, für 
Verkehr und der Verteidigung wie folgt: 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß die Verkehrs- 
unfälle mit rund lOVo aller medizinischen Notfälle nur einen ge- 
ringen Teil der Gesamtaufgaben des Rettungsdienstes ausmachen. 
Sie kann unmittelbar für den Rettungsdienst keine Mittel zur 
Verfügung stellen, da nicht der Bund, sondern gern. Artikel 30, 
70 GG die Länder für diese Aufgaben zuständig sind. Soweit der 
Bund für Teilbereiche des Rettungsdienstes die Gesetzgebungs- 
kompetenz hat, macht die Bundesregierung davon im Interesse 
der Verbesserung des Rettungswesens Gebrauch (Gesetzent- 
würfe über den Beruf des Rettungssanitäters und über die Be- 
förderung von Personen in Krankenkraftwagen). 

Im übrigen fördert die Bundesregierung den Rettungsdienst mit- 
telbar. Vor allem die Mittel für Zivil- und Katastrophenschutz im 
Verteidigungsfall kommen auch dem Rettungsdienst zugute. Da- 
bei handelt es sich insbesondere um die Aufwendungen für die 
Ausbildung der Bevölkerung in Erster Hilfe, die Ausbildung der 
freiwilligen Helfer des Sanitätsdienstes des Katastrophenschut- 
zes, die Fahrzeuge des Sanitätsdienstes des Katastrophenschut- 
zes, die Katastrophenschutz-Zentren, in denen auch die Rettungs- 
leitstellen untergebracht werden können, und schließlich die 
Hubschrauber des Katastrophenschutzes, die für den ständigen 
Einsatz im Rettungsdienst zur Verfügung stehen. Auch die 
Bundeswehr beteiligt sich an der Luftrettung. 


16. Abgeordneter 
Vehar 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Rettung von Notfall-Kranken häufig daran 
scheitert, daß, trotz hervorragenden Einsatzes 
der Rettungsdienste, am Ende der „Rettungs- 
kette" kein Platz in einem für den Spezialfall 
geeigneten Krankenhaus zur Verfügung steht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 27. August 1974 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in der Vergangenheit 
Schwierigkeiten bei der Aufnahme von Notfallpatienten in einem 
geeigneten Krankenhaus aufgetreten sind. Deshalb ist in dem 
Muster für ein Ländergesetz für den Rettungsdienst, das der 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2530 


Bund/Lände r-Ausschuß „Rettungswesen" erarbeitet hat (Druck- 
sache 7/489), vorgesehen, daß der Träger des Rettungsdienstes 
im Einvernehmen mit geeigneten Krankenhäusern darauf hinzu- 
wirken hat, daß die Aufnahme von Notfallpatienten jederzeit 
sichergestellt ist. 

Eine sofche Regelung hat Eingang in die vorliegenden Rettungs- 
dienst-Gesetze der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz und Nord- 
rhein-Westfalen (letztere erst im Entwurfsstadium) gefunden. 
Ergänzend dazu sollen die Rettungsleitstellen als Steuerungs- 
mittel einen zentralen Krankenhausbettennachweis führen. Die 
Ständige Konferenz „Rettungswesen" wird am 19. September 
1974 mit der Deutschen Krankenhausgesellschaft Einzelheiten 
der Mitwirkung der Krankenhäuser im Rettungsdienst beraten. 

Das Problem einer ordnungsgemäßen Krankenhausversorgung 
von Notfallpatienten verringert sich weiter bei Einsatz von Hub- 
schraubern im Rettungsdienst, da der Hubschrauber nicht das 
nächstliegende KrankenJ^aus anfliegen muß, sondern von der 
Leitstelle über Funk an das jeweils geeignete Krankenhaus ver- 
wiesen werden kann. 


17. Abgeordneter 
Vehar 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei ihren Bemühun- 
gen um ein reibungslos funktionierendes Ret- 
tungswesen im gesamten Bereich des Bundes- 
gebiets die bestehenden freiwilligen Organisa- 
tionen in das angestrebte System voll integrie- 
ren, und teilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung dieser Organisationen, daß eine Förde- 
rung ihrer Tätigkeit wesentlich kostengünsti- 
ger wäre als ein Neuaufbau von staatlichen 
Rettungsdiensten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sciimude 
vom 27. August 1974 

Bund und Länder vertreten einheitlich die Auffassung, daß der 
Rettungsdienst zwar eine öffentliche Aufgabe ist, aber u. a. aus 
finanziellen Gründen nicht ausschließlich durch Einrichtungen 
der öffentlichen Hand wahrgenommen werden soll. Sie haben 
daher nicht die Absicht, einen neuen, staatlichen Rettungsdienst 
aufzubauen. Die Freiwilligen-Organisationen, die bisher zu einem 
großen Teil den Rettungsdienst durchgeführt haben, sollen weiter 
bei dieser öffentlichen Aufgabe mitwirken. Demgemäß ist — ana- 
log der Regelung für den Katastrophenschutz — in den Rettungs- 
dienst-Gesetzen der Länder entsprechend §§ 2, 7 des Musterge- 
setzes des Bund/Länder- Ausschusses „Rettungswesen" vorge- 
sehen, daß die Durchführung des Rettungsdienstes auf die Hilfs- 
organisationen übertragen werden kann. 

Im Zusammenhang mit dem geplanten Gesetz über die Beförde- 
rung von Personen mit Krankenkraftwagen sind die Überlegun- 
gen der Bundesregierung über die Mitwirkung freiwilliger Helfer 
noch nicht abgeschlossen. Einerseits liegt es im Interesse der 
Verbesserung des Rettungsdienstes, besser ausgebildetes, haupt- 
amtliches Transportpersonal zu verwenden, so daß der Einsatz 
freiwilliger Helfer auf Ausnahmesituationen wie Katastrophen 
und Großveranstaltungen beschränkt wäre; andererseits kann die 
Kapazität des Rettungsdienstes aus personellen und finanziellen 
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Gründen nur am Normalbedarf ausgerichtet werden, so daß aus 
dieser Sicht ein subsidiärer Einsatz der Helfer des Katastrophen- 
schutzes im Rettungsdienst — auch im Interesse einer praxis- 
bezogenen Ausbildung — einzuplanen ist. 


18. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 

Vehar der Notfallrettung durch Hubschrauber bei, 

(CDU/CSU) und ist sie bereit, eine möglichst gut funktio- 

nierende Zusammenarbeit der Bundeswehr mit 
den bestehenden Hubschrauber-Rettungsdien- 
sten tatkräftig zu unterstützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 27, August 1974 

Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung mit Fachleuten aus 
dem In- und Ausland der Auffassung, daß der Hubschrauber als 
ein modernes Rettungsmittel im Rettungsdienst Verwendung 
finden sollte. Der Vorteil von Hubschraubern liegt vor allem in 
ihrer Schnelligkeit und ihrer Unabhängikeit vom Straßenverkehr, 
so daß sich ihr Einsatz sowohl am Rande von Ballungszonen als 
auch in ländlichen Gebieten, in denen ein optimaler Ausbau des 
bodengebundenen Rettungsdienstes wegen seiner geringen Aus- 
nutzung nicht möglich ist, anbietet. Sie eignen sich nicht nur als 
schnelles und schonendes Transportmittel für Notfallpatienten, 
sondern nicht zuletzt dazu, Arzt und Sanitäter innerhalb von 
10 Minuten bis 15 Minuten nach Eintritt des Notfalls, einem Zeit- 
raum, der von der modernen Notfallmedizin als entscheidend für 
lebensrettende Maßnahmen angesehen wird, zum Notfallort zu 
bringen. 

Demgemäß hat mein Haus in den Jahren 1971 und 1972 drei 
Modellversuche für den Einsatz von Hubschraubern im Katastro- 
phenschutz und Rettungsdienst durchgeführt. Pro Station wurden 
jährlich rund 1000 Einsätze geflogen, bei denen nach ärztlichen 
Angaben ÖO bis 100 Menschenleben gerettet wurden-, weitere 
Einzelheiten bitte ich dem Bericht meines Hauses an den Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages vom 18. April 1973 zu ent- 
nehmen. 

Nach dem erfolgreichen- Verlauf der Modellversuche wurde 1973 
damit begonnen, im Rahmen der Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes das Bundesgebiet mit einem Netz von Hubschraubern für 
Katastrophenschutz und Rettungsdienst mit etwa 20 Stationen 
, abzudecken. Das Ziel ist einschließlich der Stationen anderer 
Träger bereits zur Hälfte erreicht. 

Hubschrauber können allerdings die bodengebundenen Rettungs- 
mittel nicht ersetzen, sondern nur ergänzen. Zum Zweck einer 
einheitlichen, koordinierten Einsatzlenkung werden sie an die 
Leitstellen des bodengebundenen Rettungsdienstes angebunden. 

Das zivile Rettungswesen gehört nicht zum Aufgabenbereich der 
Bundeswehr. Die Bundeswehr kann daher nur unterstützend tä- 
tig werden. Dies geschieht einmal durch Einsatz von Hubschrau- 
bern, insbesondere des Such- und Rettungsdienstes (SAR), in 
akuten Notfällen; diese sind jedoch für eine Verwendung im 
zivilen Rettungsdienst nur bedingt geeignet, da sie abweichend 
von den Forderungen des Bund/Länder-Ausschusses „Rettungs- 
wesen'' nicht innerhalb von 2 Minuten nach der Alarmierung 
einsatzbereit, nicht mit dem erforderlichen medizinischen Gerät 
ausgestattet und nicht ständig mit einem Notarzt besetzt sind. 
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Zum anderen hat die Bundeswehr bei ihren drei Krankenhäusern 
in Ulm, Koblenz und Hamburg sowie neuerdings in Nürnberg 
SAR-Hubschrauber stationiert, die den Anforderungen des Luft- 
rettungsdienstes entsprechend ausgerüstet und mit Arzt und 
Sanitäter besetzt sind. Sie stehen auch für den zivilen Rettungs- 
dienst zur Verfügung. Die Bundeswehr ist bereit, solche Maschi- 
nen auch an anderen Standorten einzusetzen. 

Die Bundesregierung bemüht sich, die Zusammenarbeit der Bun- 
deswehr mit den Rettungshubsdiraubern des Katastrophenschut- 
zes und den anderen verfügbaren Rettungshubschraubern zu 
koordinieren und einheitliche Organisations- und Einsatzbedin- 
gungen zu erreichen, um im Sinne von Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 
des Grundgesetzes einheitliche Lebensverhältnisse im gesamten 
Bundesgebiet zu gewährleisten. 


19. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich in den letzten zehn Jahren die 
Zahl der Anträge sowie der erfolgten Einbür- 
gerungen von ausländischen Arbeitskräften in 
der Bundesrepublik Deutschland entwickelt, 
aus welchen Ländern stammen die Eingebür- 
gerten, und wie verhalten sich die einzelnen 
Herkunftsländer der ausländischen Arbeits- 
kräfte gegenüber dem Einbürgerungsverlan- 
gen ihrer Staatsangehörigen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

a) Die Statistiken der vergangenen Jahre zeigen, daß die Ein- 
bürgerungszahlen insgesamt eine — wenn auch geringe — zu- 
nehmende Tendenz aufweisen. Eine Übersicht über Einbürge- 
rungszahlen der Jahre 1963 bis 1972 ist beigefügt. Sie gibt aber 
auf die Frage, wieviel Angehörige solcher Staaten eingebürgert 
worden sind, die typische Entsendestaaten ausländischer Arbeit- 
nehmer in die Bundesrepublik Deutschland sind, kein lückenloses 
Bild, da die statistischen Unterlagen bei der Erfassung der Ein- 
gebürgerten lediglich nach dem Geschlecht, nicht aber nach dem 
Berufsstand unterscheiden. Dennoch läßt sich sagen, daß die zu- 
nehmende Tendenz auf die Einbürgerung ausländischer Arbeit- 
nehmer zurückzuführen sein dürfte, die in wachsender Zahl die 
zeitlichen Voraussetzungen für eine Einbürgerung erfüllen. 

Allerdings hat sich die Annahme nicht bestätigt, daß angesichts 
der großen Zahl ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Einbürgerungen zu einem Massenphänomen 
werden könnten. Die Gesamtzahlen weisen einen kontinuier- 
lichen jährlichen Anstieg von 3Vo bis 7Vo auf (1969 = 7509; 
1970 = 8063; 1971 == 8373; 1972 = 8603). 

b) Ähnlich wie bei den Einbürgerungszahlen haben auch die 
Einbürgerungsanträge eine kontinuierlich steigende Tendenz. 
Wie eine Rundfrage bei den Ländern ergeben hat, hat sich diese 
Zahl auch angesichts des Anwerbestopps ausländischer Arbeit- 
nehmer nicht sprunghaft erhöht. Zwar ist nach dem Anwerbe- 
stopp zunächst ein erheblicher Anstieg der Anfragen nach der 
Möglichkeit einer Einbürgerung und der Erfolgsaussicht von Ein- 
•bürgerungsan trägen zu verzeichnen gewesen; dies hat jedoch 
nicht zu einer nennenswerten Steigerung der Zahl der Einbürge- 
rungsanträge geführt. 

c) Angesichts der im Verhältnis zu der großen Zahl ausländi- 
scher Arbeitnehmer nicht ins Gewicht fallenden Zahl der Einbür- 
gerungen ist eine Reaktion der Herkunftsländer gegenüber dem 
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Einbürgerungsbegehren ihrer Staatsangehörigen bisher nicht er- 
folgt. Die persönliche Entscheidung eines Ausländers, die deut- 
sche Staatsangehörigkeit zu erwerben und damit aus dem bisher 
zugehörigen Staatsverband auszuscheiden, wird von den Her- 
kunftsländern bisher respektiert. Es ist allerdings nicht auszu-’ 
schließen, daß sich das Verhalten der Herkunftsländer ändern 
würde, wenn die Abwanderung ihrer Staatsangehörigen unver- 
hältnismäßig zunehmen würde. Die Entsendestaaten haben wie- 
derholt darauf hingewiesen, daß sie an einer Rückkehr ihrer hier 
beschäftigten Staatsangehörigen grundsätzlich interessiert sind. 

Die besondere Situation fremder Staaten und die humanitäre 
Verantwortlichkeit der Bundesrepublik Deutschland für die Ent- 
wicklung anderer Gesellschaften legen deshalb auch in Zukunft 
eine gewisse Zurückhaltung in der Einbürgerungspolitik nahe. 




20. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Grundsätze sind zur Zeit für die Ein- 
bürgerung von ausländischen Arbeitskräften 
maßgebend, und ist daran gedacht, diese 
Grundsätze zu modifizieren? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 

Das deutsche Einbürgerungsrecht gilt in gleicher Weise für alle 
Ausländer, die die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben wol- 
len. Neben den gesetzlichen Mindestvoraussetzungen — Nieder- 
lassung im Inland, Geschäftsfähigkeit, Unbescholtenheit sowie ge- 
sicherte Existenzgrundlage — wird wegen der mit der Einbürge- 
rung verbundenen weitgehenden Rechte und Rechtspositionen, 
vor allem wegen der politischen Mitwirkungsrechte, eine ge- 
wachsene Beziehung und Bindung als Bürger zum Gemeinwesen 
(Assimilation) verlangt. Da der Assimilationsprozeß kurzfristig 
nicht erfolgen kann, wird regelmäßig ein zehnjähriger recht- 
mäßiger Aufenthalt im Bundesgebiet vorausgesetzt. Für beson- 
ders gelagerte Tatbestände gelten aber Ausnahmen, so wird z. B. 
von Ausländern, die mit einem deutschen Ehegatten verheiratet 
sind, für die Einbürgerung nur eine Aufenthaltsdauer von etwa 
5 Jahren verlangt. 

Sondervorschriften für ausländische Arbeitnehmer bestehen nicht 
und sind auch in Zukunft nicht beabsichtigt. Sie wären sicherlich 
auch nicht mit dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichbe- 
handlung aller Einbürgerungsbewerber vereinbar. Eine Privile- 
gierung gegenüber anderen Ausländern erscheint nicht gerecht- 
fertigt; für sie besteht aber auch, wie eine Rundfrage bei den 
Ländern ergeben hat, keine Notwendigkeit. Übereinstimmend 
wird von den Ländern vorgetragen, daß der Wunsch der auslän- 
dischen Arbeitnehmer nach Einbürgerung gering ist, gemessen 
an der Gesamtzahl der hier beschäftigten ausländischen Arbeit- 
nehmer. Es geht dem angesprochenen Personenkreis weniger um 
die Einbürgerung als um die Sicherung des Aufenhalts in Deutsch- 
land und die Erhaltung ihres Arbeitsplatzes. Dem soll u. a. durch 
eine inzwischen eingeleitete Verbesserung des ausländerrecht- 
lichen Status entsprochen werden. 

Die Einbürgerung ausländischer Arbeitnehmer wird aber auch 
nicht erschwert. Ausländische Arbeitnehmer, die sich im Verlauf 
ihres Aufenthaltes im Bundesgebiet in die deutschen Lebensver- 
hältnisse eingefügt haben und unter Aufgabe der fremden die 
deutsche Staatsangehörigkeit erwerben wollen, können im all- 
gemeinen darauf vertrauen, die begehrte Einbürgerung zu er- 
halten. 
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Einbürgerungszahlen 1963 bis 1972 


Jahr Ermessungseinbürgerungen 


von den eingebürgerten Personen waren 


Jugo- 
slawen *) 


Griechen 


Türken 


Italiener 


Spanier 



M 

F 

K 

zus. 

M 

F 

K 

zus. 

M 

F 

K 

ZUS. 

M 

F 

K 

ZUS. 

M 

F 

K 

ZUS. 

M 

•F 

K 

ZUS. 

1963 

1959 

1455 

2383 

5797 

1364 

1228 

1010 

3602 

18 

61 

16 

95 

5 

19 

8 

32 

121 

196 

150 

467 

* 3 

97 

5 

105 

1964 

1646 

1253 

2014 

4913 

1567 

1555 

1256 

4378 

15 

58 

13 

86 

4 

12 

2 

18 

110 

. 171 

136 

417 

7 

112 

6 

125 

1965 

2198 

1551 

2738 

6487 

1451 

1343 

1169 

3963 

18 

83 

24 

125 

14 

10 

15 

39 

174 

210 

200 

584 

11 

145 

14 

170 

1966 

2552 

1599 

3020 

7171 

1220 

1030 

993 

3243 

17 

83 

21 

121 

3 

21 

7 

31 

145 

258 

169 

572 

23 

155 

20 

198 

1967 

3707 

2060 

4509 

10276 

1478 

1169 

1378 

4025 

22 

93 

33 

148 

16 

23 

17 

56 

320 

303 

390 

1013 

18 

186 

30 

234 

1968 

3587 

1724 

3929 

9240 

1356 

1080 

1199 

3635 

57 

97 

70 

224 

12 

31 

22 

65 

310 

250 

343 

903 

24 

158 

37 

219 

1969 

2942 

1474 

3093 

7509 

1151 

971 

1089 

3211 

37 

94 

54 

185 

12 

38 

27 

77 

261 

226 

327 

814 

35 

163 

49 

247 

1970 

3010 

1437 

3616 

8063 

1271 

820 

1249 

3340 

46 

41 

56 

143 

17 

10 

25 

52 

349 

152 

443 

944 

61 

70 

84 

215 

1971 

3034 

1568 

3771 

8373 

1079 

772 

1116 

2967 

63 

19 

89 

171 

32 

2 

59 

93 

434 

99 

688 

1221 

77 

36 

97 

210 

1972 

3205 

1559 

3839 

8603 

1055 

826 

939 

2820 

97 


87 

199 

59 

15 

108 

182 

479 

103 

706 

1288 

96 

47 

118 

261 

zusam.: 

27840 

15680 

32912 

76432 

12992 

10794 

11398 

35184 

390 

644 

463 

1497 

174 

181 

290 

645 

2703 

1968 

3552 

8223 

355 

1169 

460 

1984 


*) Die Zahlen der eingebürgerten Jugoslawen enthalten auch die Anspruchseinbürgerungen nach § 6 Erstes Staatsangehörigkeitsregelungsgesetz (vertriebene 
Volksdeutsche oder Aussiedler) und sind deshalb nur bedingt aussagefähig. Eine Trennung zwischen Anspruchs- und Ermesseneinbürgerungen ist in diesem 
Teil der Statistik nicht erfolgt. 

M = Männer, F = Frauen, K = Kinder 
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21. Abgeordneter 
Breidbadi 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine ständige — bei Tag und in der Nacht — 
über Jahre andauernde Geräuschbelästigung, 
die selbst im Wohnbereich bei geschlossenen 
Fenstern noch 60 Phon bis 85 Phon erreicht, 
eine permanente Körperverletzung darstellt, 
und welche Empfehlung gibt die Bundesregie- 
rung den Betroffenen, sich gegen solche unzu- 
mutbaren Einwirkungen zu schützen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 19. August 1974 


Eine länger dauernde Einwirkung von Geräuschen mit einem 
Pegel von mehr als 90 dB(A) auf den Menschen kann nach heuti- 
ger wissenschaftlicher Erkenntnis zu gesundheitlichen Beeinträch- 
tigungen führen. Inwieweit Schallpegel von weniger als 90 dB(A) 
Gesundheitsschäden zur Folge haben, läßt sich zur Zeit noch 
nicht mit allgemeiner Verbindlichkeit sagen. Genaueren Auf- 
schluß erwartet die Bundesregierung von einem Untersuchungs- 
programm, das seit etwa zwei Jahren im Gange ist. Das Pro- 
gramm, an dem führende Mediziner, Psychologen, Soziologen 
und Physiker beteiligt sind, hat zum Ziel, verbindliche Ant- 
worten auf alle wichtigen Fragen der Auswirkung von Geräu- 
schen auf den Menschen zu erhalten. Die Untersuchungen werden 
noch eine Reihe von Jahren in Anspruch nehmen. 

Zur Frage, welche Schutzmaßnahmen zu empfehlen seien, weise 
ich darauf hin, daß die Technik heute eine Reihe von Möglich- 
keiten bietet, sich im Wohnbereich gegen Lärm zu schützen. 
Es hängt von den jeweiligen Gegebenheiten ab, welche Maßnah- 
men im Einzelfall am Platze sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mir zu, wenn ich 
feststeile, daß durch das Einkommensteuerge- 
setz bei geschiedenen Ehen der Vinterhalts- 
verpflichtete Ehegatte, in dessen Haushalt die 
Kinder nicht leben — in der Regel der Va- 
ter — , dadurch erheblich steuerlich benachtei- 
ligt werden wird, daß er kein Kindergeld er- 
hält, sondern nur der personensorgeberechtigte 
Ehegatte, und daß er gleichwohl keine Steuer- 
vergünstigung für seine Unterhaltszahlungen 
in Anspruch nehmen kann, weil der Kinder- 
freibetrag (§ 32 EStG a. F.) entfällt, weil der 
Haushaltsfreibetrag (§ 32 Abs. 2 EStG) ihm 
mangels Kinder in seinem Haushalt nicht ge- 
währt wird, und weil auch eine außergewöhn- 
liche Belastung (§. 33 a Abs. 1 EStG), jeden- 
falls nach der bisherigen Handhabung, nicht 
ohne weiteres anerkannt werden wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. August 1974 

Nach geltendem Recht erhalten zusammenlebende Ehegatten für 
dasselbe Kind den Kinderfreibetrag nur einmal, während ge- 
schiedenen Ehegatten der Kinderfreibetrag doppelt zuerkannt 
wird. 

Da das Einkommensteuerreformgesetz nach der Verabschiedung 
durch den Deutschen Bundestag am 25, Juli 1974 und den Bundes- 
rat am 26. Juli 1974 nunmehr verkündet ist, wird ab 1. Januar 
1975 ein einheitliches Kindergeld vom ersten Kind die bisherigen 
Steuerfreibeträge, die Kinderzuschläge des öffentlichen Dienstes 
und das bisherige Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
ersetzen. Hierdurch werden in der ganz überwiegenden Zahl der 
Fälle die Unterhaltsleistungen für Kinder stärker als nach dem 
bisherigen Begünstigungssystem berücksichtigt. Mit dieser Rege- 
lung wird zugleich eine einheitliche Behandlung von Kindern aus 
geschiedenen und aus bestehenden Ehen sichergestellt, denn für 
jedes Kind wird nur einmal Kindergeld gewährt. Mehrfachbegün- 
stigung scheidet künftig aus. 

Im übrigen weise ich auf folgendes hin: 

Aufwendungen für Kinder, die über die üblichen Unterhaltsauf- 
wendungen hinausgehen, z. B. Krankheitskosten, können auch 
künftig als außergewöhnliche Belastung nach § 33 EStG berück- 
sichtigt werden. Unterhaltsleistungen an den geschiedenen Ehe- 
gatten können weiterhin als außergewöhnliche Belastung nach 
§ 33 a Abs. 1 EStG anerkannt werden, jedoch ab 1975 mit einem 
Betrag von bis zu 3000 DM statt wie bisher 1200 DM im Kalen- 
derjahr. 


Hat die Bundesregierung einen rechts-, steuer- 
rechts- oder gesellschaftspolitischen Anlaß zu 
dieser gravierenden Sciilechterstellung einer 
nicht unbeträchtlichen Personengruppe gese- 
hen, hat sie beabsichtigt, unter Vorgriff auf das 
künftige, erleichterte Scheidungsrecht steuer- 
liche Erschwerungstatbestände in das Gesetz 
einzubauen, oder ist sie — verneinenden- 
falls — bereit, für den betroffenen Personen- 
kreis Erleichterungstatbestände in das Gesetz 
einzufügen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 23. August 1974 

Die Regelung des Einkpmmensteuerreformgesetzes beseitigt zu-^ 
gleich mit der Einführung des neuen Kindergeldes bisher beste- 
hende, nicht gerechtfertigte Mehrfachbegünstigungen und ver- 
einheitlicht die Berücksichtigung von Unterhaltsaufwendungen 
für Kinder in geschiedenen und in bestehenden Ehen durch die 
Gewährung eines einheitlichen Kindergeldes vom ersten Kind an. 
Die Bundesregierung sieht keinen rechts-, Steuer- oder gesell- 
schaftspolitischen Anlaß, den ab 1. Januar 1975 neu geschaffenen 
Rechtszustand zu ändern. 


23. Abgeordneter 
Thürk 
(CDU/CSU) 
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24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich für die 
Dreyer Schaffung von neuen Kontingenten für Kartof- 

(CDU/CSU) felgemeinsdiaftsbrennereien zu verwenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 28. August 1974 

Eine außerordentliche Veranlagung von Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien ist für die nahe Zukunft nicht vorgesehen. 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen werden Brennrechte nur 
alle zehn Jahre festgesetzt. Die letzte Brennrechtsveranlagung 
ist im Betriebsjahr 1972/1973 erfolgt. Sie war — obwohl sie 
durch das Veranlagungsgesetz 1972/1973 eingeschränkt werden 
sollte — die größte in der Geschichte des deutschen Branntwein- 
monopols: Bis zum 30. September 1973 wurden insgesamt 144 
landwirtschaftliche Brennereien mit einem Gesamtbrennrecht von 
mehr als 175 000 Hektoliter Weingeist (hl W), darunter allein 
73 Kartoffeigemeinschaftsbrennereien mit einer Brennrechtsmen- 
ge von über 106 000 hl W, neu veranlagt. 

Eine außerordentliche Veranlagung würde die Nutzung beste- 
hender Brennrechte einschränken. Jede Vergabe neuer Brenn- 
rechte führt zu einer erhöhten Übernahmeverpflichtung der Bun- 
desmonopolverwaltung. Steht dem Anwachsen der Branntwein- 
erzeugung kein höherer Bedarf gegenüber, muß die Bundes- 
monopolverwaltung die Erzeugung durch Kürzung des jeder 
Brennerei im Betriebsjahr zustehenden Erzeugungsanteils dros- 
seln. Eine Kürzung dieses sogenannten Jahresbrennrechts würde 
die wirtschaftliche Lage der bestehenden landwirtschaftlichen 
Brennereien beeinträchtigen und — auf Dauer gesehen — einen 
rentablen Betrieb in Frage stellen. Der Absatz von Agraralkohol 
ist in den kostendeckenden Bereichen z. Z. rückläufig. 

Bei dieser Sachlage kann die Vergabe neuer Brennrechte durch 
eine außerordentliche Veranlagung von Kartoffelgemeinschafts- 
brennereien nicht in Betracht kommen. 


25. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Dr. Narjes französischen Währungsexperten, Jacques 

(CDU/CSU) Rueff, daß die Geld- und Kreditschöpfungs- 

möglichkeiten der Euro-Märkte bedeutende 
Inflationsquellen darstellen, und ist sie bereit, 
seinen Vorschlag aufzugreifen, eine internatio- 
nale Kommission mit der Untersuchung dieses 
Geldschöpfungsmechanismus zu beauftragen, 
wenn nein, welch anderes Verfahren erwägt 
sie, um zu einem möglichst einvern^hmlichen 
Handeln der beteiligten Zentralbanken und 
Regierungen in dieser Frage zu kommen? 

Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 26. August 1974 

Nach Ansicht der Bundesregierung führt Herr Jacques Rueff das 
internationale Inflationsproblem zu einseitig auf den Euro-Markt 
zurück. Die Kontrolle des Euro-Marktes allein wird dieses Pro- 
blem sicherlich nicht lösen. Die Probleme des Euro-Marktes wer- 
den sehr intensiv im internationalen Rahmen, insbesondere in der 
Euro-Standing-Group, an der Experten der Notenbanken teil- 
nehmen, geprüft. Von der Einsetzung einer internationalen 
Studienkommission verspricht sich die Bundesregierung keine 
zusätzlichen Erkenntnisse. 
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26. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Wann wurden die folgenden über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben des Bundes zu Lasten 
des Haushaltsjahres 1973 bewilligt und gelei- 
stet: Zuwendungen an das Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn zur Erhaltung ihrer Li- 
quidität sowie zur Verstärkung ihres Eigen- 
kapitals — Kapitel 12 02 Titel 682 12 — 
1350 Millionen DM; Darlehen an die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau, Frankfurt, zur Förde- 
rung konjunkturpolitischer Maßnahmen des 
Bundes — Kapitel 60 02 Titel apl. 86101 — 
480 Millionen DM-, Darlehen an die Verei- 
nigte Industrie-Unternehmungen AG (VIAG) 
— Kapitel 08 06 Titel apl. 831 08 — 100 Millio- 
nen DM; Kapitalzuführungen an die Salzgitter 
AG — Kapitel 08 06 Titel 831 02 — 100 Millio- 
nen DM? 


27. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Wann gingen jeweils die Anträge auf Zustim- 
mung zu den vorstehend aufgeführten über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben beim Bun- 
desminister der Finanzen ein, und von welchen 
Stellen wurden diese Anträge jeweils gestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 26. August 1974 

— Zuwendungen an das Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn zur Erhaltung 
‘ihrer Liquidität sowie zur Verstärkung 
ihres Eigenkapitals — 

Kap. 12 02 Tit. 682 12 

1350 Millionen DM 

Einwilligung des Bundesministerums der 
Finanzen am 17. Dezember 1973, 

16. Januar 1974, 22. Januar 1974. 

Buchung am 19. Dezember 1973, 

17. Januar 1974, 23. Januar 1974. 

Anträge des Bundesministers für 
Verkehr vom 11. und 28. Dezember 1973, 

— Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau, Frankfurt, zur Förderung 
konjunkturpolitischer Maßnahmen des 
Bundes — Kap. 60 02 Tit. apl. 861 01 — 

480 Millionen DM 

Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen am 25. Januar 1974. 

Buchung am 29. Januar 1974. 

Anforderung der Kreditanstalt für 
Wiecleraufbau vom 28. November 1973. 

Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen als Beauftragter für den 
Haushalt (Epl. 60) am 24. Januar 1974. 

— Darlehen an die Vereinigte Industrie- 
Unternehmungen AG (VIAG) — 

Kap. 08 06 Tit. apl. 831 08 — 

100 Millionen DM 
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Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen am 28. Dezember 1973. 

Buchung am 2. Januar 1974. 

Anforderung der VIAG 
vom 29. Oktober 1973. 

Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen als Beauftragter für den 
Haushalt (Epl. 08) vom 27. Dezember 1973. 


— Kapitalzuführung an die Salzgitter AG 
Kap. 08 06 Tit. 831 02 


100 Millionen DM 


Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen am 21. Januar 1974. 

Buchung am 23. Januar 1974. 
Anforderung der Salzgitter AG 
vom 29. Oktober 1973 und 
16. Januar 1974. 

Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen als Beauftragter für den 
Haushalt (Epl. 08) am 18. Januar 1974. 


28. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach § 7 der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung ein alleinstehender 
Ehepartner im Falle des „Getrenntlebens"' auch 
dann als Lediger zu veranlagen ist, wenn er 
als Unterhaltspflichtiger wegen der doppelten 
Wohnungs- und Lebenshaltungskosten mit er- 
heblich höheren Aufwendungen belastet ist, 
und beabsichtigt die Bundesregierung, darauf 
hinzuwirken, daß künftig getrennt lebende 
Ehepartner, die für den Unterhalt beider Ehe- 
gatten aufkommen, in der Steuerklasse für 
Verheiratete verbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 26. August 1974 


Nach der Vorschrift des § 7 Abs. 5 und 6 der Lohnsteuer-Durch- 
führungsverordnung (LStDV) sind verheiratete Arbeitnehmer, die 
nicht in die Steuerklasse III oder IV der Lohnsteuertabellen fal- 
len, in die Lohnsteuerklasse I oder II einzureihen. Die Lohn- 
steuerklassen III und IV kommen wie die Zusammenveranlagung 
nach § 26 Abs. 1, § 26 b des Einkommensteuergesetzes; (EStG) nur 
für solche Ehegatten in Betracht, die nicht dauernd getrennt 
leben. Bei der Zusammenveranlagung wird das sogenannte 
Splittingverfahren angewandt, dem die Lohnsteuerklassen III 
und IV entsprechen. Dabei wird die Einkommensteuer in der 
Weise ermittelt, daß sie zunächst von der Hälfte des von den 
Ehegatten insgesamt zu versteuernden Einkommensbetrages er- 
rechnet und der sich ergebende Steuerbetrag sodann verdoppelt 
wird. Der Gesetzgeber ist im Jahre 1958 davon ausgegangen, 
daß die Anwendung des Splittingverfahrens bei Ehegatten nur 
dann gerechtfertigt ist, wenn diese eine Gemeinschaft des Er- 
werbs und des Verbrauchs bilden, in der jeder Ehegatte an den 
Einkünften und Ausgaben des anderen zur Hälfte teilhat, und 
darüber hinaus eine Lebensgemeinschaft der Ehegatten besteht. 
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Daher erscheint eine Ausdehnung der Anwendung des Splitting- 
verfahrens auf dauernd getrennt lebende Ehegatten nicht gerecht- 
fertigt. Nach dem Urteil des. Bundesfinanzhofs vom 17. Juli 1970 
VI 337/64 (Bundessteuerbl. II S. 739) liegt in der Nichtanwendung 
des Splittingverfahrens auf dauernd getrennt lebende Ehegatten 
auch keine verfassungswidrige Schlechtersteilung gegenüber zu- 
sammeniebenden Ehegatten. 

Aus diesen Gründen beabsichtigt die Bundesregierung nicht, dar- 
auf hinzuwirken, daß dauernd getrennt lebende Ehegatten in den 
von Ihnen angesprochenen Fällen nach dem Splittingverfahren 
besteuert werden. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß durch 
das Einkommensteuerreformgesetz der Höchstbetrag der als 
außergewöhnliche Belastung nach § 33 a Abs. 1 EStG (§ 25 a 
Abs, 1 LStDV) zu berücksichtigenden Unterhaltsleistungen ab 
1975 von 1200 DM auf 3000 DM angehoben wird. Durch das Zu- 
sammentreffen des erhöhten Höchstbetrags nach § 33 a EStG mit 
dem ebenfalls von 1680 DM auf 3000 DM erhöhten Grundfreibe- 
trag wird ein Steuerpflichtiger, der von seinem Ehegatten dau- 
ernd getrennt lebt, diesem jedoch, weil er keine eigenen Ein- 
künfte hat, in vollem Umfang Unterhalt gewährt, künftig bis zu 
einem Einkommen von 16 000 DM einkommensteuerrechtlich 
(lohnsteuerrechtlich) ebenso behandelt wie ein Steuerpflichtiger, 
der mit seinem Ehegatten zusammen lebt und nach dem Splitting- 
verfahren besteuert wird. Falls einem solchen Steuerpflichtigen 
mindestens ein Kind zuzurechnen ist, erhält er nach § 32 Abs. 3 
Ziff. 2 EStG 1975 ferner statt des bisherigen — durch Einreihung 
in die Lohnsteuerklasse II berücksichtigten — Sonderfreibetrags 
von 1200 DM einen Haushaltsfreibetrag von 3000 DM. 


29. Abgeordneter 
Dr. Evers 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen dafür, daß steuerfreie 
Beträge eines zu unterhaltenden Ehepartners 
im Falle des Getrenntlebens von dem Unter- 
haltspflichtigen nicht mehr geltend gemacht 
werden können, und ist beabsichtigt, hier eine 
Änderung herbeizuführen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haehser 
vom 26. August 1974 


Da nach den Ausführungen zu Frage 28 für dauernd getrennt 
lebende Ehegatten eine Zusammenveranlagung nicht in Betracht 
kommen kann, muß jeder Ehegatte für sich besteuert werden. 
Das hat zur Folge, daß steuerfreie Beträge, die einer der Ehe- 
gatten erhalten kann, nur bei seiner Einkommensbesteuerung 
berücksichtigt werden können. Die Bundesregierung beabsichtigt 
nicht, hier eine Änderung herbeizuführen. 


30. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche große 
persönliche und wirtschaftliche Not bei vielen 
Kunden durch die Herstatt-Pleite entstanden 
ist, und daß das Ansehen der Deutschen Ban- 
ken durch die Herstatt-Pleite im Ausland stark 
geschädigt ist? 
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31. Abgeordneter 
Dr. Weber 


(Köln) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um den Geschädigten 
zu helfen, bzw. die Banken in ihrer Gesamtheit 
zu veranlassen, den entstandenen Schaden gut 
zu machen? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 26. August 1974 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Katzer und Genossen (Drucksache 7/2438) zu 
den von Ihnen angesprochenen Fragen Stellung genommen. Ich 
darf insbesondere auf die Antwort der Bundesregierung zu den 
Fragen 17 bis 20 verweisen. 

Wie Ihnen bekannt sein dürfte, stehen der Bundesregierung 
keine finanziellen Mittel zur Verfügung, um einen Verlust, den 
Kunden im Rahmen eines Vergleichs- oder Konkursverfahrens 
erleiden sollten, abzudecken. Der Bundesregierung erschiene es 
überdies aus grundsätzlichen wirtschaftspolitischen Erwägungen 
bedenklich, Verluste, die durch den Zusammenbruch eines priva- 
ten Unternehmens eintreten, zu Lasten der Gesamtheit der 
Steuerzahler auszugleichen. 


32. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß die Haftungsverhältnisse der öffentlich- 
rechtlichen Banken, verglichen mit denen der 
übrigen Banken, einen erheblichen Wettbe- 
werbsvorteil bei Verstößen bedeuten, beson- 
ders hinsichtlich des Besitzes und des Innehal- 
tens der Banklizenzen? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 27. August 1974 

Nach Ansicht der Bundesregierung stellt das Gesetz über das 
Kreditwesen eine insgesamt ausgewogene Grundlage für eine 
Bankenaufsicht dar, die unserer Wettbewerbsordnung und den 
Erfordernissen des Rechtsstaates Rechnung trägt. Es kann nicht 
das Ziel der Bankenaufsicht sein, den Ausleseprozeß des Wett- 
bewerbs in der Kreditwirtschaft völlig zu unterbinden; deshalb 
können auch Bankinsolvenzen nicht gänzlich ausgeschlossen wer- 
den, Zur Sicherung der Sparer vor unzumutbaren Verlusten war 
bisher im allgemeinen die seit dem Jahr 1968 von den Spitzen- 
verbänden der Kreditinstitute freiwillig auf- und ausgebaute 
Einrichtungen der Einlagensicherung eine wichtige flankierende 
Maßnahme. 

Gleichwohl überprüft die Bundesregierung nach den Erfahrungen 
im Herstatt-Fall, wie das Instrumentarium der Bankenaufsicht 
und die Sicherung der Einlagen verbessert werden können. Sie 
wird, wie sie in ihrer Antwort auf die auch von Ihnen eingebrach- 
te Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion nach den Hinter- 
gründen des Zusammenbruchs des Bankhauses I. D. Herstatt KG 
aA., Köln, ausführt, ihre Vorstellungen so bald wie möglich be- 
kanntgeben. 
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33. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen liegen der Bundesregie- 
rung über die Geschäftstätigkeit der Banken 
auf anderen Wirtschaftsgebieten als dem der 
reinen Geldwirtschaft vor, und hält sie diese 
auf die Dauer für vertretbar? 


Antwort des Staatssekretärs Pöhl 
vom 26. August 1974 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß eine Geschäftstätig- 
keit von Kreditinstituten, die auch auf anderen Gebieten als den 
der Bankgeschäfte im Sinne von § 1 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätig geworden sind, zu Beanstandungen durch die 
Aufsichtsbehörde geführt hat. Trotzdem erwägt sie eine Melde- 
pflicht für derartige Geschäfte einzuführen, um dem Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen einen umfassenden Überblick 
über die Geschäftstätigkeit der Kreditinstitute zu ermöglichen. 


34. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 
gegenwärtige Instrumentarium der Bankenauf- 
sicht ausreicht, jeden Sparer vor unzumutbaren 
Verlusten zu schützen? 


Antwort des Staatssekretärs PÖhl 
vom 26. August 1974 

Die Bundesregierung ist nicht dieser Meinung. Ein Vergleich der 
Umsätze öffentlich-rechtlicher und nicht-öffentlich-rechtlicher 
Kreditinstitute beweist das Gegenteil. Offenbar steht für das 
Publikum bei der Auswahl seiner Bank nicht einseitig die Ge- 
währträgerhaftung im Vordergrund. Die Dinge werden wohl 
etwas differenzierter gesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


35. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


Wie sieht das wirtschafts-, finanz- und sozial- 
politische Instrumentarium der Bundesregie- 
rung konkret aus, urh die drohende Unsicher- 
heit der Arbeitsplätze in der Automobilindu- 
strie und deren Zulieferbetriebe abzuwenden, 
und welche Maßnahmen gedenkt sie bei wel- 
chen Anzeichen zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. August 1974 


Der Straßenfahrzeugbau befindet sich gegenwärtig in einer Über- 
gangsphase, in der es auf eine Anpassung an Veränderungen in 
Ausmaß, Verlauf und Struktur der Nachfrage ankommt. Das 
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Käufer- und Verbraucherverhalten hat sidi im Gefolge der Öl- 
krise geändert und die schon vorher eingetretenen Abschwä- 
chungstendenzen in diesem Bereich akzentuiert. Im Straßenfahr- 
zeugbau ist die Produktion im ersten Halbjahr 1974 um 10,6®/o 
niedriger gewesen als im gleichen Vorjahreszeitraum. Auch das 
Auftragseingangsvolumen ging in diesem Zeitvergleich um 16,6®/o 
zurück. Der Beschäftigungsrückgang führte zu wiederholten Kurz- 
arbeitsphasen, mit denen bisher Entlassung größeren Ausmaßes 
vermieden werden konnten. Auch weiterhin soll sich die Anpas- 
sung der Beschäftigtenzahl nach den Ankündigungen großer 
Automobilwerke großenteils über die Ausnutzung der Personal- 
fluktuation vollziehen. Seit Jahresbeginn ist die Zahl der Be- 
schäftigten um 10 000 auf 620 000 (Mai 1974) zurückgegangen. 

Die Bundesregierung kann und will notwendige Strukturan- 
passungsprozesse nicht aufhalten. Sie beobachtet aber die Lage 
am Arbeitsmarkt und in verschiedenen Wirtschaftsbereichen mit 
großer Aufmerksamkeit und ist darauf vorbereitet, eventuellen 
übermäßigen gesamtwirtschaftlichen Risiken entgegenzutreten. 
Die notwendigen Anpassungsprozesse in der Automobilindustrie 
dürfen jedoch nicht verhindert werden. 


Welche Einwirkungsmöglichkeit hat die Bun- 
desregierung, insbesondere in ihrer Eigen- 
schaft als Großaktionär der Muttergesellschaft 
VW, auf die Erhaltung der Arbeitsplätze bei 
deren Tochtergesellschaft AUDI/NSU im Raum 
Heilbronn und in Hohenlohe Einfluß zu neh- 
men? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. August 1974 

Die Einbindung in die marktwirtschaftliche Ordnung und die sich 
daraus ergebenden Spielregeln gelten für Unternehmen mit Bun- 
desbeteiligung nicht weniger als für die übrigen Wirtschafts- 
unternehmen. 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung der Beschäfti- 
gungssituation in den inländischen Werken des VW-Konzerns al- 
lerdings mit großer Aufmerksamkeit. Auf Grund der Informatio- 
nen, die sie vom Vorstand der Volkswagenwerk AG erhalten hat, 
sieht sie z. Z. keinen Anlaß für die Annahme einer besonderen 
Gefährdung der Arbeitsplätze bei AUDI/NSU im Raum Heil- 
bronn und in Hohenlohe. Nach diesen Informationen sind unter 
Zugrundelegung des gegenwärtigen Beschäftigungsstandes im 
VW-Konzern bei den drei hier in Betracht kommenden Produk- 
tionsstätten, nämlich dem Hauptwerk in Neckarsulm und den 
beiden Produktionsstätten in Heilbronn und in Neuenstein (Ho- 
henlohe-Kreis) wesentliche Veränderungen nicht vorgesehen. Je- 
doch ist damit zu rechnen, daß aus dem Werk Heilbronn unter 
dem Zwang, weiter zu rationalisieren, der eine oder andere 
Arbeitsplatz in das ca, 6 km entfernte Hauptwerk in Neckarsulm 
verlegt wird. Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß der 
Vorstand der Volkswagenwerk AG alle Anstrengungen unter- 
nimmt, um die Arbeitsplätze im VW-Konzern und also auch die 
Arbeitsplätze bei der AUDI/NSU AG im Raum Heilbronn und in 
Hohenlohe zu erhalten. Sollten schwerwiegende Änderungen der 
Absatzlage zu neuen Überlegungen zwingen, würde sich die 
Bundesregierung gemeinsam mit dem Vorstand der Volkswagen- 
werk AG sehr nachdrücklich um Lösungen bemühen, die soziale 
Härten nach Möglichkeit vermeiden. 


36. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 
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37. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich nach An- 
■ Susset sicht der Bundesregierung für die Arbeitneh- 

(CDU/CSU) mer aus dem Raum Heilbronn und der Region 

Franken, wenn die Arbeitsplätze bei AUDI/ 
NSU, als größtem Arbeitgeber dieser Region, 
in Gefahr kommen, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um diese Gefahr abzu- 
wenden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. August 1974 

Wie bereits erwähnt, sieht ciie Bundesregierung z. Z. keinen 
Anlaß für die Annahme einer besonderen Gefährdung der Ar- 
beitsplätze bei AUDI/NSU. Man sollte sich auch davor hüten, 
eine solche Gefährdung herbeizureden. 

Was diö derzeitige Arbeitsmarktlage in den baden-württem- 
bergischen Arbeitsamtsbezirken Heilbronn und Schwäbisch-HaU 
angeht, so kann diese als vergleichsweise günstig bezeichnet 
werden. In den Bezirken Heilbronn und Schwäbisch-Hall lagen 
die Arbeitslosenquoten im Juli mit l,ß®/o bzw l,lVo deutlich unter 
dem Bundesdurchschnitt (2,2Vo). Der Zahl der gemeldeten Arbeits- 
losen stand zuletzt eine kaum geringere Zahl an offenen Stellen 
gegenüber. Bisher ergaben sich keine besonderen Vermittlungs- 
schwierigkeitenr 

Sollten sich aus strukturellen Problemen einzelner Branchen an- 
haltende, nicht hinnehmbare Belastungen für den Arbeitsmarkt 
ergeben, so müßte hiergegen mit mittel- und längerfristiger Ziel- 
setzung regional- und strukturpolitisch vorgegangen werden. 


38. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


1 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 
Gegensatz zu anderen Bundesanstalten sich 
seit 1970 vermindernde Personalstärke beim 
Bundesamt für Gewerbliche Wirtschaft in 
Frankfurt (Main) zu erheblichen Wartezeiten 
von durchschnittlich vier Monaten bis zur Be- 
scheidung von Anträgen nach dem Investi- 
tionszulagengesetz führt, und wird die Bundes- 
regierung diesen für die Antragsteller untrag- 
baren Zustand durch Hebung von Planstellen 
im Haushalt 1975 verbessern?' 


Ant^Yort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 15. August 1974 

1. Es trifft zu, daß für die Bearbeitung der Anträge auf Ertei- 
lung von Bescheinigungen nach dem Investitionszulagengesetz 
beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft (BAW) zur Zeit etwa 
vier bis fünf Monate benötigt werden. Die Zahl der unerledigten 
Vorgänge beträgt bei monatlichen Neueingängen von durch- 
schnittlich 500 Anträgen zur Zeit ca. 2000. 

2. Das im Referat II 8 (Regionale Wirtschaftsförderung — Akti- 
onsprogramme? Investitionszulagen) vorhandene Personal kann 
eine derart große Zahl von Anträgen nur mit einer gewissen 
zeitlichen Verzögerung bearbeiten. In der Vergangenheit war es 
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dem BAW nidit möglich, durch personelle Ver^ärkung des Refe- 
rates II 8 bessere Voraussetzungen zu schaffen, wollte man nicht 
eine Vernachlässigung anderer wichtiger Aufgaben des Amtes in 
Kauf nehmen. Eine Verbesserung der Personallage des Referates 
II 8 ist jedoch durch die Bewilligung einer Stelle für einen Sach- 
bearbeiter (Vergütungsgruppe IV a BAT) im Haushalt 1974 
eingetreten. Die Aufarbeitung der Rückstände und eine Verkür- 
zung der Bearbeitungszeiten für die Anträge ist nach Einarbei- 
tung einer seit Anfang Augüst 1974 auf der genannten Stelle 
tätigen Verwaltungsangestellten zu erwarten. 

3. Planstellenhebungen sind laut Beschluß der Bundesregierung 
im Entwurf des Bundeshaushalts 1975 nicht vorgesehen. Es ist 
auch nicht ersichtlich, inwiefern eine Hebung von Planstellen 
des BAW eine zügigere Bearbeitung der Anträge nach dem Inve- 
stitionszulagei^gesetz bewirken könnte. 

4. Zwischen* den bei der Bearbeiung der Anträge apfgetretenen 
Wartezeiten und den Veränderungen des Stellensolls des BAW 
in den letzten Jahren 

(1970 : 1971 geringfügige Erhöhung 

1971 : 1972 geringfügige Verminderung 

1972 : 1973 keine Ändenmg 

1973 : 1974 geringfügige Erhöhung) 
besteht kein ursächlicher Zusammenhang. 

> 

Soweit das BAW in den vergangenen Jahren Stellen verloren 
hat, gehörten diese überwiegend zu den untersten Besoldimgs- 
und Vergütungsgruppen, die aus Arbeitsmarktgründen nicht 
besetzt werden konnten. Abgesehen davon kamen diese Stellen 
wegen ihrer Wertigkeit für eine Verstärkung des Referates II 8, 
in dem vornehmlich Tätigkeiten für Sachbearbeiter anfallen, 
ohnehin nicht in Betracht. Beispielsweise wurden im Haushalts- 
jahr. 1972 vier Planstellen der Besoldungsgruppen Ä1/A2 und, 
da für den mittleren Dienst keine Ausbildung mehr erfolgt, die 
Mittel (Stellen) für acht Anwärter des mittleren Dienstes als 
entbehrlich in Abgang gestellt. Auch die im Haushaltsjahr 1973 
vom Deutschen Bundestag beschlossene Stelleneinsparung — vgl. 
§ 15 Abs. 3 HG 1973 — , von der alle Behörden der Bundeswirt- 
schaftsverwaltung glei^ermaßen betroffen waren, hat die Ar- 
beitsfähigkeit des Bundesamts nicht beeinträchtigt. Sie führte 
beim BAW zur Einparung von vier freien Angestelltenstellen 
der Vergütungsgruppe X BAT. 

5. Zu Ihrem Hinweis auf die Personalentwicklung anderer Bun- 
desbehörden ist zu bemerken, daß sich die Situation bei deii ein-^ 
zelnen Behörden und technischTwissenschaftlichen Anstalten 
wegen der unterschiedlichen Aufgabenstellung und -ent Wicklung 
nur schwer vergleichen läßt. Von der in den' letzten Jahren ver- 
folgten restriktiven Haushaltspolitik, die den Möglichkeiten,' die 
Stellenausstattung zu verbessern, äußerst enge Grenzen setzte, 
waren alle Bundesbehörden gleichermaßen betroffen. In der 
Regel wurden nur in dem Fällen neue Stellen geschaffen, in denen 
neue, zusätzliche Aufgaben zu übernehmen waren (z' B. erhielt 
das Bundeskartellamt 40 zusätzliche Stellen im Zusammenhang 
mit der 2. Kartellgesetznovelle). Entsprechend geht die Begrün- 
dung des Gesetzentwurfes der Bundesregierung für ein 3. Ver- 
stromungsgesetz — Drucksache 7/1991 — davon aus, daß das 
BAW die im Gesetzentwurf vorgesehenen neuen Aufgaben nur 
übernehmen kann, wenn ihm etwa 50 zusätzliche Planstellen und 
Stellen bewilligt werden. 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


39. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Ruhen der Rente nach § 1315 der Reichs- 
versicherungsordnung in denjenigen Fällen, in 
denen Deutsche aus kriegs- oder nachkriegs- 
bedingten Gründen in das westliche Ausland 
ausgewandert sind und eine fremde Staats- 
angehörigkeit erworben haben, eine beson- 
dere Härte darstellt, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, im Wege der Änderung dieser 
Bestimmungen die Zahlung der erworbenen 
Rentenansprüche an die Betroffenen allgemein 
oder zumindest in denjenigen Fällen zu er- 
möglichen, in denen die jetzige Regelung für 
die Betroffenen eine außergewöhnliche Härte 
darstellt? 


40. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Rahmen zwischenstaatlicher Sozial- 
versicherungsabkommen Vereinbarungen über 
die Auszahlung der Renten an rentenberech- 
tigte Angehörige westlicher auswärtiger Staa- 
ten zu treffen? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 29. Juli 1974 


Die Bundesrepublik Deutschland ist mit vielen westlichen Staa- 
ten, insbesondere auch im europäischen Bereich, durch zwischen- 
staatliche Abkommen oder überstaatliche Regelungen verbunden, 
in denen vorgesehen ist, daß Renten aus der deutschen gesetz- 
lichen Rentenversicherung auch an Angehörige der jeweiligen 
Vertragsstaaten gezahlt werden, wenn sie sich dort gewöhnlich 
aufhalten. Hiervon werden auch ehemalige deutsche Staatsange- 
hörige, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaates erwor- 
ben haben, erfaßt, Abkommen über die Zahlung von Renten in 
das Ausland bestehen auch mit den Hauptauswanderungsländern 
Vereinigte Staaten von Amerika und Kanada. Insoweit ergeben 
sich für den von Ihnen genannten Personenkreis aus der Vor- 
schrift des § 1315 RVO keine besonderen Härten. 

Verhandlungen über den Abschluß von Abkommen über Soziale 
Sicherheit mit weiteren Staaten sind im Gange. Die Abkommen 
beruhen auf dem Grundsatz der Gegenseitigkeit. Damit verpflich- 
tet sich der jeweilige Vertragsstaat, Renten an deutsche Staatsan- 
gehörige zu zahlen, wenn sie sich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufhalten. 

Die Bundesregierung sieht die zwischenstaatlichen Abkommen 
über Soziale Sicherheit als geeignetes Mittel an, die Frage der 
Zahlung von Renten in das Ausland zu regeln. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


41. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Wehr- 
dienstverweigerung aus Gewissensgründen in 
Zukunft keiner besonderen Überprüfung mehr 
unterzogen werden soll, und wie kann beja- 
hendenfalls festgestellt werden, ob der Wehr- 
dienstverweigerer aus echten oder nur vor- 
getäuschten „Gewissensgründen" seiner Wehr- 
pflicht nidit nachzukommen bereit ist? 


42. Abgeordneter Wie ist die Entscheidung des Truppendienst- 
Engelsberger gerichtes Koblenz im Falle Heid‘^r, „daß Mit- 
(CDU/CSIJ) gliedschaft und Engagement für die DKP allein 

nicht ausreichen, um einem Soldaten den Zu- 
gang zu Geheimsachen der Bundeswehr zu 
verwehren", weil „das Bundesverfassungsge- 
richt die DKP auch nicht als Ersatzorganisation 
für die verfassungswidrige KPD erklärt" hat, 
vereinbar mit der Feststellung in einem Bericht 
des Bundesinnenministeriums aus dem Jahr 
1971 („Schrübbers-Bericht"), „die DKP setzt die 
Arbeit der verbotenen KPD, unterstützt von 
der SED, fort", und ist durch dieses Urteil nicht 
die Gefahr gegeben, daß die Bundeswehr 
kommunistisch unterwandert und unsere 
Verteidigungsbereitschaft entscheidend ge- 
schwächt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 21. August 1974 

Das gegenwärtig bestehende Verfahren der Anerkennung Wehr- 
pflichtiger als Kriegsdienstverweigerer beruht auf dem Wehr- 
pflichtgesetz. Zur Abschaffung dieses Verfahrens ist daher eine 
Gesetzesänderung nötig. Dieses Ziel verfolgen eine Anzahl von 
Abgeordneten der SPD und FDP. Nach von ihnen erarbeiteten 
Gesetzentwürfen soll das Anerkennungsverfahren durch ein 
Feststellungsverfahren ersetzt werden. Danach kann ein Wehr- 
pflichtiger, der sich zur Verweigerung des Kriegsdienstes ent- 
schlossen hat, dies dem Kreiswehrersatzamt mitteilen. Das Kreis- 
wehrersatzamt soll ihm daraufhin innerhalb von drei Monaten 
die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer erteilen. 

‘Hierüber ist in der Presse berichtet worden. 

Ich darf zu Ihrer zweiten Frage bemerken, daß der Beschluß der 
3. Kammer des Truppendienstgerichts Mitte, Koblenz, vom 
12. Februar 1974 ein Verfahren beendete, dem ein Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung nach den Vorschriften der Wehrbe- 
schwerdeordnung zugrunde lag. 

Die Feststellung des Truppendienstgerichts, ein Gegensatz der 
DKP zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung sei nicht 
gerichtsbekannt, ist angesichts des öffentlichen Informationsan- 
gebotes von der Bundesregierung nicht nachzuvollziehen. 
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Die riditerlidie Unabhängigkei verwehrt der Bundesregierung 
überdies die Frage, ob das Truppendienstgeridit mit Hilfe der 
ihm von Amts wegen obliegenden Aufklärungspflidit zu einem 
anderen Ergebnis hätte gelangen können. 


Zu den Fragen einer möglichen kommunistischen Unterwande- 
rung der Bundeswehr hat die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage zur Tätigkeit der „roten Zellen" in der 
Bundeswehr (Drucksache 7/2096 — neu| ausführlich Stellung 
genommen. Die Stellungnahme wird durch die Entscheidung des 
Truppendienstgerichts Mitte nicht beeinflußt. 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


43. Abgeordneter 
Fiebig 
(SPD) 


Welche Überlegungen und Planungen stellt die 
Bundesregierung an, um der Forderung des 
Bundes hirnverletzter Kriegs- und Arbeitsopfer 
entgegenzukommen, der auf seiner letzten 
Tagung auf die Notwendigkeit der Schaffung 
von 165 Spezialstationen und 5000 zusätzliche 
Krankenhausbetten für die Akutbehandlung 
hirnverletzter Menschen hingewiesen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 30. August 1974 


Die Frage, ob und inwieweit der Forderung des Bundes hirnver- 
letzter Kriegs- und Arbeitsopfer nach einer Verbesserung der 
Akutversorgung entsprochen werden kann, betrifft die Kranken- 
hausplanung, für die nach der Zuständigkeitsverteilung des 
Grundgesetzes die Länder zuständig sind. 


Die Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinalbeamten der 
Länder hat in ihrer 85. Sitzung am 29./30. Januar 1974 in diesem 
Zusammenhang u. a. festgesteilt, daß die Erstversorgung der 
Hirnverletzten sichergestelit ist. Ob darüberhinaus weitere 
Spezialabteilungen und eine Erweiterung der Bettenzahlen an 
Krankenhäusern erforderlich ist, soll im Rahmen der Kranken- 
hausplanung eingehend geprüft werden. Die Bund-Länder-Kom- 
mission nach § 7 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (Unter- 
ausschuß für Krankenhausplanung) ist inzwischen um eine ab- 
schließende Prüfung gebeten worden. Ziel ist es selbstverständ- 
lich, eine umfassende Akutversorgung der Hirnverletzten sicher- 
zustellen. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


44. Abgeordneter Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 
Milz hinsichtlich der zeitlichen und fachlichen Bela- 

(CDU/CSU) stung eines Omnibusfahrers in einem Ver- 

kehrsverbund, da der Fahrer bei Einhaltung 
des Fahrplans sofort Auskünfte über Fahrt- 
strecken, Fahrtarife usw. erteilen muß, wäh- 
rend er zugleich Fahrkarten verkauft, Fahrgeld 
kassiert und sonstige Kontrollen ausübt? 


Antwort des Staatssekretärs Ruhnau 
vom 15. August 1974 


Die Bundesregierung hat im Omnibuslinienverkehr, der im Um- 
kreis von 50 km stattfindet, Bestimmungen in § 15 a der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung getroffen, die die arbeitsmäßige 
Belastung des Fahrpersonals begrenzen. Im Omnibuslinienfern- 
verkehr hat sie als Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaf-' 
ten an der Erstellung der Verordnung (EWG) Nr. 543/69 mitge- 
wirkt, die in diesem Bereich die entsprechenden Regelungen 
enthält. 


Bonn, den 9. September 1974 
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